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Einführung (1/4)
Der Weg zur PV-AusschreibungsVO

 Europäische Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien fordern Umstellung der Förderung 
von erneuerbaren Energien auf Ausschreibungen bis 01. Januar 2017

 01. August 2014, in Kraft treten des EEG 2014

 Umsetzung in § 2 Abs. 5 Satz 1 EEG 2014: „Die finanzielle Förderung und ihre Höhe 
sollen für Strom aus erneuerbaren Energien … bis spätestens 2017 durch 
Ausschreibungen ermittelt werden.“

 § 88 EEG 2014 enthält entsprechende Verordnungsermächtigung für die Ausgestaltung 
des Pilotausschreibungssystems für PV-Freiflächenanlagen

 Verabschiedung der PV-AusschreibungsVO im Bundeskabinett am 28. Januar 2015

 PV-AusschreibungsVO seit 12. Februar 2015 in Kraft.

 Bekanntmachung der ersten Ausschreibung durch die BNetzA am 24. Februar 2015.
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Einführung (2/4)
Ziele der PV-AusschreibungsVO

 Wettbewerbliche Ermittlung der Förderhöhen durch Ausschreibungen

 Ausbauziele sollen kostengünstig erreicht werden

 Zubau kontinuierlich weiterführen (durchschnittlich 400 MW / Jahr)

 Erfahrungen auch für andere Ausschreibungen für EE sammeln

 Aus der Begründung: „Die für das Gelingen der Energiewende wichtige Akteursvielfalt
soll durch ein einfaches, transparentes und verständliches Ausschreibungsdesign
gewahrt werden.“

 Es wird nur der „anzulegende Wert“ nach EEG 2014 wettbewerblich bestimmt

 Kurze Übergangszeit von 6 Monaten, danach sinkt der anzulegende Wert auf null 
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Einführung (3/4)
Termine und Ausschreibungsmengen nach PV-AusschreibungsVO

 15.04.2015 – 150 MW 

 01.08.2015 – 150 MW 2015: 500 MW

 01.12.2015 – 200 MW

 01.04.2016 – 125 MW 

 01.08.2016 – 125 MW 2016: 400 MW

 01.12.2016 – 150 MW

 01.04.2017 – 100 MW 

 01.08.2017 – 100 MW 2017: 300 MW

 01.12.2017 – 100 MW

 Ausbaukorridor nach EEG 2014: p.A.:   2.400 bis 2.600 MW

Für die Zeit ab 2018 
neue Regelungen zu 
Gebotsterminen und 
Mengen durch die 
Bundesregierung 
(neues EEG)
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Einführung (4/4)
Anforderung an Flächen

2015 2016 2017 2018
versiegelte Flächen x x x

Seitenrandstreifen x x x

Konversion x x x

BImA Flächen x x

Ackerflächen in 
benachteiligten Gebieten

max. 10 
Anlagen pro 

Jahr

max. 10 
Anlagen pro 

Jahr
Ausschreibungsmenge pro 
Jahr

500 MW 400 MW 300 MW
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EEG-Fördersätze für PV-Anlagen
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Förderung für Fotovoltaikanlagen in Cent/kWh mit Degression und Rundung bei Inbetriebnahme nach dem 01.08.2014:

Erlösobergrenze Cent/kWh - Marktprämienmodell (ab 500kWp verpflichtend):
Inbetriebnahme Dachanlagen Anlagen auf Nichtwohngebäuden im Außenbereich, 

Dachanlagen bis 10 MWp und Anlagen auf Freiflächen bis 10 
MWpbis 10 kWp bis 40 kWp bis 1 MWp

ab 01.08.2014 * 13,15 12,80 11,49 9,23
Degression ** 0,50%
ab 01.09.2014 13,084250 12,736000 11,432550 9,183850
Rundung 13,08 12,74 11,43 9,18
Degression *** 0,25%
ab 01.10.2014 13,051539 12,704160 11,403969 9,160890
Rundung 13,05 12,70 11,40 9,16
Degression *** 0,25%
ab 01.11.2014 13,018911 12,672400 11,375459 9,137988
Rundung 13,02 12,67 11,38 9,14
Degression *** 0,25%
ab 01.12.2014 12,986363 12,640719 11,347020 9,115143
Rundung 12,99 12,64 11,35 9,12
Degression *** 0,25%
ab 01.01.2015 12,953897 12,609117 11,318653 9,092355
Rundung 12,95 12,61 11,32 9,09
Degression *** 0,25%
ab 01.02.2015 12,921513 12,577594 11,290356 9,069624
Rundung 12,92 12,58 11,29 9,07
Degression *** 0,25%
ab 01.03.2015 12,889209 12,546150 11,262130 9,046950
Rundung 12,89 12,55 11,26 9,05
Quelle: Bundesnetzagentur, Stand: Februar 2015



Ausschreibungsverfahren
Phase I: Gebotsverfahren
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Bekanntmachung der 
Ausschreibung durch 

BNetzA

• 6 bis 8 Wochen vor dem 
Gebotstermin (15. April 
2015), d.h. zwischen dem 
16.  und 27. Februar 2015

• Bekanntmachung erfolgt auf 
der Internetseite der BNetzA

• Bekanntmachung muss 
enthalten (§ 5):
• Gebotstermin, § 3
• Ausschreibungsvolumen, 
§3

• Höchstwert, § 8
• Formatvorgaben der 
BNetzA

• Festlegungen nach § 35

Einreichung der 
Unterlagen durch Bieter

• Voraussetzungen nach § 6:
• min. 100 kW, max. 10 MW
• Angaben zum Bieter
• Gebotstermin
• Gebotsmenge
• Gebotswert
• Angabe über Fläche
• Nachweise über insb.:
• Aufstellungs- oder 
Änderungsbeschluss

• Offenlegungsbeschluss
• beschlossener 
Bebauungsplan

Erstsicherheit

• Stellung der Erstsicherheit 
bis zum Gebotstermin 
15. April 2015

• Höhe der Erstsicherheit:
4 EUR pro kW
(max. EUR 40.000)

• Abgesichert werden in der 
VO neu geschaffene 
Forderungen der ÜNB. Die 
Gelder fließen als Einnahme 
auf das EEG-Umlage-Konto.

• Verringerung der 
Erstsicherheit um 50% bei 
Nachweis des 
Offenlegungsbeschlusses 
oder bei beschlossenem 
Bebauungsplan 

Gebotstermin

• Letztmögliche Gebots-
abgabe bei der BNetzA: 
Zugang bis zum 15. April 
2015
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Ausschreibungsverfahren
Phase II: Prüfung und Zuschlagsverfahren
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Öffnung und Prüfung 
der Gebote durch die 

BNetzA

• Öffnen der Gebote erst 
nach dem Gebotstermin
(§ 9) 16. April 2015

• Prüfung durch mindestens 
zwei Mitarbeiter der BNetzA

• Wegfall der 
Bindungswirkung des 
Gebotes am 30. Juni 2015 
(§ 6 Abs. 5 S.4)

• Ausschluss von Bietern und 
Geboten (§§ 10, 11)

Zuschlagsverfahren und 
Ermittlung des 

Zuschlagswerts

• Zuschläge gemäß 
Verfahren nach § 12

• Alle Gebote werden 
bezuschlagt, wenn 
Ausschreibungsvolumen 
nicht erreicht wird

• Wird das Volumen erreicht, 
wird aufsteigend sortiert, 
beginnend mit dem 
niedrigsten Gebotswert

• Ermittlung des 
Zuschlagswerts nach § 13:

• Gebotstermine am 01. 
August und 01. Dezember
2015 im Uniform-Pricing 
Verfahren

• Gebotstermine am 15. 
April 2015 und ab 01. April 
2016 im Pay-as-Bid 
Verfahren

Bekanntgabe der 
Entscheidung

• Bekanntmachung des 
Zuschlags und der Höhe 
des Zuschlagswerts, § 14 
auf den Internetseiten der 
BNetzA

• Keine Frist zur Prüfung der 
Gebote

• Keine Frist zur 
Bekanntmachung der 
Entscheidung, aber Wegfall 
der Bindungswirkung stellt 
tatsächliche Frist dar

• Mögl. innerhalb weniger 
Werktage

• Zuschläge gelten eine 
Woche nach der 
öffentlichen 
Bekanntmachung als 
bekannt gegeben

Zweitsicherheit

• Höhe der Zweitsicherheit
EUR 50 pro kW (max. EUR 
500.000)

• Spätestens am 10. Werktag 
nach der öffentlichen 
Bekanntgabe des Zuschlags 
(materielle Ausschlussfrist)

• Erst- und Zweitsicherheit 
nur durch Kreditinstitut oder 
Kreditversicherer in der EU
(§ 16)
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Ausschreibungsverfahren
Phase III: Erteilung der Förderberechtigungen
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Inbetriebnahme der 
Anlage

• Inbetriebnahme der 
Anlage ist Voraussetzung  
auf Erteilung der 
Förderberechtigung (§ 22 
Abs.1)

Antrag auf Ausstellung
der 

Förderberechtigungen

• Bieter muss Betreiber der 
Anlage sein, ferner muss 
Antrag weitere Vorgaben 
nach § 21 enthalten die 
durch die BNetzA
summarisch geprüft werden

• Antrag muss innerhalb von 
2 Jahren nach der 
öffentlichen  Bekanntgabe 
des Zuschlags gestellt 
werden

• Falls 18 Monate nach der 
öffentlichen Bekanntgabe 
(31. Oktober 2016) noch 
kein Antrag auf 
Förderberechtigung gestellt 
wurde, Reduzierung des 
anzulegenden Wertes um 
0,3 ct/kWh

• Möglichkeit, 
Gebotsmengen anderen 
Flächen zuzuordnen

Ausstellung der 
Förderberechtigungen

• Ausstellung der 
Förderberechtigung durch 
die BNetzA

• Förderberechtigung enthält 
die Höhe des 
anzulegenden Werts

• Förderberechtigung ist der 
Anlage verbindlich und 
dauerhaft zugeordnet

• Keine Frist zur 
Ausstellung der 
Förderberechtigung!

Höhe und Dauer der 
finanziellen Förderung

• Bestimmung des 
anzulegenden Wertes 
entsprechend dem 
Zuschlagswert des 
bezuschlagten Gebots

• Bei Zuordnung von 
Gebotsmengen zu anderen 
Flächen Reduzierung des 
anzulegenden Wertes um 
0,3 ct/kWh (§ 26 Abs. 2 und 
3)

• Finanzielle Förderung 
besteht für die Dauer von 20 
Jahren ab Bekanntgabe der 
Ausstellung der 
Förderberechtigung bzw. 3 
Wochen vor 
Antragsstellung
(§ 28 Abs. 5)
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Thesen (1/2)
 Die ersten beiden Ausschreibungsrunden bieten aufgrund der 

Übergangsvorschrift (§ 55 Abs. 3 EEG 2014) die Möglichkeit, sich über die 
Teilnahme an der Ausschreibung einen höheren anzulegenden Wert zu sichern 

 Ausschreibungsverfahren nicht kosteneffizient

 Ausschreibungsverfahren begünstigt Gebiete mit höherer Sonneneinstrahlung, 
da Bieter niedrigere Gebote abgeben können

 Projektgrößen (max.10MW) zu gering, insbesondere bei Vorliegen des § 2 Nr. 5

 Ausschluss von Bietern nach Ermessen der BNetzA (§ 10 Abs. 2)

 Höhere Kosten bei Finanzierung, Akquisition und Projektierung 
 Annahmen in der PV-AusschreibungsVO für Aufwand eines Bieters pro Gebot für das 

Gebotsverfahren/Antragsstellung für Förderberechtigung: 
 24 Stunden für das Gebotsverfahren = € 1.608
 3 Stunden für das Antragsverfahren = € 201

jeweils im hohen Schwierigkeitsgrad (67 Euro / Stunde) nach Lohnkostentabelle Wirtschaft Kategorie D: Energieversorgung 

 Bereitstellungszinsen für die Sicherheitsleistung von 3 % pro Jahr 
 Erstsicherheit: durchschnittliche Verweildauer der Sicherheit: 1 Monat, Höhe der 1. 

Sicherheitsleistung 4 Euro/kW
 Zweitsicherheit: durchschnittliche Verweildauer der Sicherheit: 1 Jahr, Höhe der 2. 

Sicherheitsleistung 50 Euro/kW
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Thesen (2/2)
 Finanzierungskonditionen bei Gebotsabgabe unbekannt.

 Kleine Entwickler und Bürgerenergieprojekte sind wegen der Komplexität und 
aufgrund des hohen Aufwands des Ausschreibungsverfahrens benachteiligt. 
Sicherheitenstellung wohl nur über Barhinterlegung oder Bankbürgschaft gegen 
Barhinterlegung möglich.

 Wegen des Verbots des Handels von Zuschlägen (§ 17) ist nur der Share Deal 
möglich. Projektgesellschaften (SPV‘s) werden als Bieter an Ausschreibungen 
teilnehmen. Auswirkung auf Akquisition: 

 Höhere Anforderungen an die Due Diligence (Gebot, Zuschlag, und 
Förderberechtigung)

 Einräumung eines Rücktrittsrechts, wenn Förderberechtigung nicht zugeteilt 
wird

 Sicherheit für Erwerber erst bei Erwerb nach Zuteilung der 
Förderberechtigung (Problem: nachträglicher Wegfall der 
Förderberechtigung)

 PV-Ausschreibungsverfahren als Pilotverfahren für andere erneuerbare 
Energien ungeeignet. 
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